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Übersicht Regierungsprogramme SPD/ CDU, Sondierungspapiere und Koalitionsvertrag – Frauen/ Gleichstellung 

 

Thema SPD-Regierungsprogramm CDU-Regierungsprogramm Jamaika-Sondierungspapier KoaV 

Befristete 
Teilzeit 

Wir wollen das Teilzeit- und 
Befristungsgesetz reformieren – vor 
allem hinsichtlich der Regelungen 
zum Recht auf befristete Teilzeit 
(Rückkehrrecht zur alten Arbeitszeit) 
und der Teilhabe an 
Qualifizierungsmaßnahmen. (S. 63) 

Schon heute gibt es für 
Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch 
auf Teilzeit. Um die Rückkehr in 
berufliche Vollzeit-Arbeit zu 
erleichtern, wollen wir künftig in 
Betrieben ab einer bestimmten 
Größe auch einen Anspruch auf 
befristete Teilzeit schaffen. Wir 
werden zügig mit den Sozialpartnern 
über Art und Inhalt der Regelung 
sprechen. (S. 28) 

Durch einen Rechtsanspruch auf 
befristete Teilzeit wollen wir es 
Frauen und Männern besser 
ermöglichen, Familie und Beruf unter 
einen Hut zu bringen. (S. 29) 

[Union und Grüne] bekennen sich zu 
dem grundsätzlichen Ziel, einen 
Rechtsanspruch auf befristete 
Teilzeit gesetzlich zu verankern, 
wobei sie dies an folgende 
unterschiedliche Bedingungen 
knüpfen wollen: 

[Bündnis 90/DIE GRÜNEN]: Regelung 
analog zur Regelung im Teilzeit- und 
Befristungsgesetz (insbesondere: soll 
für Betriebe ab 15 Mitarbeitern 
gelten) 

[Union]: die Frage der Betriebsgröße 
(200 Arbeitnehmer) sowie die Frage, 
ob der Anspruch anlasslos oder für 
bestimmte Lebenssituationen 
(Kinderziehung, Pflege) gelten soll, 
bedürfen der besonderen Klärung.  

[FDP]: Zustimmung zu diesem Ziel an 
weitere Bedingungen knüpfen (der 
Arbeitnehmer muss für mind. 1 Jahr 
in Teilzeit gehen und seine 
Arbeitszeit auf min. 50 % reduzieren, 
die Regelung gilt nur für einen max. 
Anteil der Belegschaft von 10 oder 
15%). 

(S. 15) 

Im Teilzeit- und Befristungsrecht wird 
ein Recht auf befristete Teilzeit 
eingeführt. Ins besondere für Frauen 
ist es wichtig, nach einer 
Familienphase ihre beruflichen Pläne 
voll verwirklichen zu können. 
Gegenüber dem Referentenentwurf 
zur Weiterentwicklung des 
Teilzeitrechts werden folgende 
Änderungen vereinbart: 

1. Es besteht kein Anspruch auf 
Verlängerung oder Verkürzung der 
Arbeitszeit oder vorzeitige Rückkehr 
zur früheren Arbeitszeit während der 
zeitlich begrenzten Teilzeitarbeit.  

2. Der neue Teilzeitanspruch nach 
diesem Gesetz gilt nur für 
Unternehmen, die in der Regel 
insgesamt mehr als 45 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigen. 

3. Für Unternehmensgrößen von 46 
bis 200 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wird eine 
Zumutbarkeitsgrenze eingeführt, 
dass lediglich einem pro 
angefangenen 15 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Anspruch 
gewährt werden muss. Bei der 
Berechnung der zumutbaren Zahlen 
an Freistellungen werden die ersten 
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45 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mitgezählt. Bei Überschreitung dieser 
Grenze kann der Arbeitgeber einen 
Antrag ablehnen.  

4. Der Arbeitgeber kann eine 
befristete Teilzeit ablehnen, wenn 
diese ein Jahr unter- oder fünf Jahre 
überschreitet. Die 
Tarifvertragsparteien erhalten die 
Möglichkeit, hiervon abweichende 
Regelungen zu vereinbaren.  

5. Nach Ablauf der zeitlich 
begrenzten Teilzeitarbeit kann die 
Arbeitnehmerin oder der 
Arbeitnehmer frühestens nach einem 
Jahr eine erneute Verringerung der 
Arbeitszeit verlangen. (S. 52-53) 

Quote/ FüPo Führungsgremien sollen jeweils zu 50 
% mit Frauen und Männern besetzt 
sein. Das ist unser Ziel. Dafür 
benötigen wir eine Gesamtstrategie 
Frauen in Führungspositionen – und 
zwar für alle Bereiche: Wirtschaft 
und Verwaltung, Medien, Kultur und 
Wissenschaft. Dem öffentlichen 
Dienst kommt hierbei eine 
Vorbildfunktion zu. Wir werden 
daher die Frauenquote weiter 
steigern und ihren Geltungsbereich 
auf alle Unternehmen, auf 
Körperschaften des öffentlichen 
Rechts wie die Sozialversicherungen 
und auf alle Gremien wie Vorstände 

In der neuen Wahlperiode werden 
wir die Gleichstellung in 
Führungspositionen im öffentlichen 
Dienst entschlossen vorantreiben. 
Wir wollen sie bis spätestens 2025 
abschließend erreicht haben. (S. 44) 

Keine Aussage Frauen sind in Führungspositionen 
noch immer unterrepräsentiert. Mit 
dem Gesetz für mehr Frauen in 
Führungspositionen haben wir in der 
vergangenen Legislaturperiode einen 
Meilenstein gesetzt. Diesen Weg 
werden wir weitergehen und bei der 
regelmäßigen Berichterstattung der 
Bundesregierung ein besonderes 
Augenmerk auf Unternehmen ohne 
Frauen in Führungspositionen legen, 
die sich eine Zielgröße „Null“ geben. 
Wir wollen die Wirksamkeit des 
Gesetzes verbessern, indem wir die 
Nichteinhaltung der Meldepflicht für 
Zielvorgaben für Vorstände und 
Führungsebenen und die 



Seite 3 von 27 

Thema SPD-Regierungsprogramm CDU-Regierungsprogramm Jamaika-Sondierungspapier KoaV 

und Aufsichtsräte ausdehnen. (S. 64) Begründungspflicht bei der Angabe 
Zielvorgabe „Null“ sanktionieren 
entsprechend den Bestimmungen 
des § 335 Handelsgesetzbuch (HGB). 

Dem öffentlichen Dienst kommt für 
die Gleichstellung von Frauen und 
Männern eine Vorbildfunktion zu. 
Wir wollen daher die 
gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern in 
Leitungsfunktionen des öffentlichen 
Dienstes bis 2025 erreichen. Dazu 
werden wir dieses Ziel für den 
Geltungsbereich des 
Bundesgleichstellungsgesetzes 
festschreiben. Im 
Bundesgremienbesetzungsgesetz 
werden wir regeln, dass der Bund 
bereits für Gremien, für die er 
lediglich zwei Mitglieder zu 
bestimmen hat, die geltende 
Quotierungsregelung beachten soll. 
(…) 

Wir wollen prüfen, wie eine 
Erweiterung des Geltungsbereichs 
des Gesetzes für die 
gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern an 
Führungspositionen in der 
Privatwirtschaft und im öffentlichen 
Dienst auf Unternehmen mit 
wesentlicher Bundesbeteiligung und 
Körperschaften des Öffentlichen 
Rechts auf Bundesebene umgesetzt 
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werden kann. (S. 24) 

Führen in 
Teilzeit 

Die Übernahme von 
Führungsaufgaben auch in Teilzeit 
muss selbstverständlicher werden. 
(S. 64) 

Keine Aussage Keine Aussage Wir werden die Teilzeittätigkeit in 
Führungspositionen stärker als bisher 
ermöglichen. Bei der Feststellung von 
Kompetenzen im Rahmen 
dienstlicher Beurteilungen sind 
Erfahrungen und Fähigkeiten aus 
Erziehung und Pflege zu 
berücksichtigen. (S. 24) 

Teilzeit-
ausbildung 

Weiter werden wir eine Initiative 
zum Ausbau der Teilzeitausbildung 
auf den Weg bringen. (S. 12) 

Keine Aussage Keine Aussage Um die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu fördern und mehr 
Menschen die Ausbildung zu 
ermöglichen, wollen wir eine 
Initiative zur stärkeren Nutzung der 
Teilzeitausbildung starten. (S. 31).  

Lohngerechtig
keit/ 
EntTranspG 

Entgelttransparenzgesetz werden wir 
zu Entgeltgleichheitsgesetz mit 
Verbandsklagerecht 
weiterentwickeln. Wir werden dabei 
Beschäftigte in kleinen und mittleren 
Betrieben einbeziehen. Denn hier 
sind die meisten Frauen beschäftigt. 
Wir werden die Transparenz mit Hilfe 
umfassender Auskunftsansprüche 
verbessern. Wir wollen außerdem 
verpflichtende Prüfverfahren der 
Entgeltstrukturen nach 
vorgegebenen Kriterien auch schon 
in Unternehmen ab 50 Beschäftigen 
einführen. (S. 63) 

Wir wollen, dass Männer und Frauen 
gleiches Geld für gleiche Arbeit 
bekommen. Mit dem 
Entgelttransparenz-Gesetz haben wir 
dazu einen wichtigen ersten Schritt 
gemacht. Wir werden die Wirkung 
dieses Gesetzes überprüfen und 
gegebenenfalls in enger 
Zusammenarbeit mit den 
Sozialpartnern weitere Schritte 
unternehmen. (S. 14) 

Keine Aussage Für Betroffene wollen wir bei der 
Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes gezielte Beratungs- und 
Unterstützungsangebote schaffen 
sowie zertifizierte Prüfverfahren für 
Unternehmen anbieten. (S. 24) 

Im Juli 2019 ist eine erste Evaluation 
zur Wirksamkeit des Gesetzes durch 
die Bundesregierung vorzulegen. 
Dabei werden wir ein besonderes 
Augenmerk auf die Erfüllung der 
entsprechenden Berichtspflichten 
und Auskunftsansprüche legen. Auf 
Grundlage der ersten Erfahrungen ist 
über weitere erforderliche Schritte 
zu entscheiden. 

Schutz vor 
Gewalt an 

Wir fordern einen dritten 
Aktionsplan der Bundesregierung zur 

Keine Aussage [Union + FDP:] Gewalt gegen Frauen, 
Bedrohungen und Übergriffe müssen 

Wir werden die Verpflichtungen aus 
der Istanbul-Konvention umsetzen 
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Frauen Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen (nach 1999 und 2007). Wir 
brauchen einen individuellen 
Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe 
für die Opfer und ihre Kinder. Das gilt 
auch für geflüchtete Frauen und 
Mädchen – unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsstatus. Das Hilfesystem 
aus Beratungsstellen, Frauenhäusern 
und anderen Schutzeinrichtungen 
soll ausgebaut und weiterentwickelt 
werden. Mit einem 
Bundesförderprogramm setzen wir 
die erforderlichen Maßnahmen im 
Hilfesystem in Gang. Um Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen in den 
Ansätzen zu bekämpfen, brauchen 
wir zudem ein 
Präventionsprogramm. Eine 
Koordinierungsstelle auf 
Bundesebene soll die Umsetzung der 
Istanbul-Konvention überwachen. (S. 
64) 

Nur „Wir haben die sexuelle 
Selbstbestimmung gestärkt und den 
Schutz von Frauen und 
Minderjährigen vor Gewalt 
verbessert.“ (S. 45) 

konsequent verfolgt und bestraft 
werden, Schutz- und 
Aufnahmeeinrichtung zur Verfügung 
gestellt werden. Der Bund ist bereit, 
sich an der Aus- und Fortbildung der 
in diesen Einrichtungen Beschäftigen 
angemessen zu beteiligen.] 

[Grüne: Gewalt gegen Frauen, 
Bedrohungen und Übergriffe müssen 
konsequent verfolgt und bestraft 
werden. Wir werden für eine sichere 
und ausreichende Finanzierung von 
Frauenhäusern unter Beteiligung des 
Bundes sorgen. Keine Frau in Not 
darf abgewiesen werden. Hierzu 
werden wir gemeinsam mit den 
Ländern zu Beginn dieser 
Legislaturperiode ein Konzept 
erarbeiten und innerhalb dieser 
Legislaturperiode umsetzen.] 

(S. 15) 

und dazu ein Aktionsprogramm zur 
Prävention und Unterstützung von 
Gewalt betroffenen Frauen und 
Kindern auflegen und die 
Hilfestrukturen verbessern. Um von 
Gewalt betroffenen Frauen und 
Kindern den gesicherten Zugang zu 
Schutz und Beratung in 
Frauenhäusern zu ermöglichen, 
werden wir einen Runden Tisch von 
Bund, Ländern und Kommunen 
einberufen. Ziel der Beratungen ist 
der bedarfsgerechte Ausbau und die 
adäquate finanzielle Absicherung der 
Arbeit von Frauenhäusern und 
entsprechenden ambulanten Hilfs- 
und Betreuungsmaßnahmen. Wir 
wollen in diesem Zusammenhang, 
ein Investitions-, Innovations- und 
Sanierungsprogramm auflegen, 
Weiterqualifizierungsmaßnahmen 
und Schulungen für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter unterstützen und 
spezifische psychosoziale Hilfen für 
traumatisierte Kinder und Frauen 
sicherstellen. 

Um für die betroffenen Frauen den 
Zugang zu ermöglichen und ihnen bei 
der Tragung der 
Unterbringungskosten zu helfen, 
werden wir prüfen, ob und inwieweit 
analog zum 
Unterhaltsvorschussgesetz eine 
vorläufige Übernahme der Kosten bei 
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gleichzeitigem Übergang der 
Unterhaltsforderung auf den 
Kostenträger verankert werden kann.  

Wir wollen das bundesweite 
Hilfetelefon für von Gewalt 
betroffenen Frauen ausbauen, besser 
bewerben und die Online-
Beratungsangebote erweitern. Die 
anonymisierte Beweissicherung bei 
Gewalt- und Missbrauchsfällen 
werden wir in ganz Deutschland 
ermöglichen. 

Wir werden prüfen, welche weiteren 
Maßnahmen im Bereich 
Gewaltschutz von Frauen 
erforderlich sind. 

Wir wollen eine bundesweite 
Öffentlichkeitskampagne zur Ächtung 
von Gewalt gegen Frauen sowie zur 
Sensibilisierung und Information der 
breiten Öffentlichkeit zu Hilfe, 
Unterstützung und 
Handlungsmöglichkeiten dagegen 
durchführen. 

Darüber hinaus wollen wir 
Sensibilisierungsmaßnahmen für 
Unternehmen und öffentliche 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
entwickeln und mit den beteiligten 
Akteuren eine gemeinsame Strategie 
gegen sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz erarbeiten.  

Gegen Menschenhandel muss 
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entschieden vorgegangen werden, 
deshalb wollen wir die Strukturen zur 
Bekämpfung des Menschenhandels 
und zur Unterstützung der Opfer 
stärken. (S. 25-26) 

Wir werden weitere Maßnahmen 
gegen weibliche 
Genitalverstümmelung ergreifen. (S. 
23) 

Menschen mit Behinderungen 
werden besonders häufig Opfer von 
Gewalt in unterschiedlichster Form. 
Wir wollen die Aufklärung und 
Stärkung der Menschen fördern 
sowie Gewaltschutzkonzepte in 
Einrichtungen und eine Verbesserung 
der Unterbringungsmöglichkeiten 
nach Übergriffen, z. B. in 
barrierefreien oder mit speziell 
geschultem Personal besetzten 
Frauenhäusern. (S. 94) 

Opferschutz Mit der Neuregelung der 
psychosozialen Prozessbegleitung 
haben wir einen weiteren 
Meilenstein im Opferschutz gesetzt, 
um den Opfern schwerer Gewalt- 
und Sexualstraftaten die emotionale 
und psychologische Unterstützung zu 
geben, die sie benötigen. Dies wollen 
wir weiter verstetigen. (S. 65) 

Keine Aussage Nur unter Demokratieförderung: 

Wir wollen den Opferschutz stärken 
und vereinheitlichen. (S. 28) 

Wir werden den Opferschutz weiter 
stärken. Die Empfehlungen des 
Opferbeauftragten für die Opfer und 
Hinterbliebenen des Anschlags auf 
dem Breitscheidplatz werden wir 
zügig umsetzen, die Erfahrungen 
nach den Morden und 
Sprengstoffanschlägen der 
Terrorgruppe NSU berücksichtigen 
und zentrale Strukturen auf 
Bundesebene schaffen. Dazu werden 
wir innerhalb der Bundesregierung 
als dauerhafte Struktur eine/n 
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ständige/n Opferbeauftragte/n 
einrichten, um Opfern sofort einen 
direkten Ansprechpartner an die 

Seite zu stellen.   

Wir werden die Opferentschädigung 
neu regeln und erhöhen die 
Härteleistungen des Bundes 
signifikant und stellen die für die 
Betreuung der Opfer und Abwicklung 
der Hilfeleistungen erforderlichen 
personellen und finanziellen Mittel 

zur Verfügung.   

Mit einer Informations-Kampagne 
werden wir die Angebote der 
Opferhilfe und des Opferschutzes in 
der Öffentlichkeit bekannter machen 
(S. 130) 

Schutz vor 
Gewalt an 
Männern 

Wir nehmen auch Gewalt gegen 
Männer sehr ernst. Auch Männer, die 
Opfer von häuslicher und 
sexualisierter Gewalt geworden sind, 
benötigen Hilfsangebote. Wir werden 
daher entsprechende Maßnahmen in 
den Aktionsplan aufnehmen. (S. 64) 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage 

Aufwertung 
sozialer 
Berufe 

Deshalb wollen wir die sozialen 
Berufe aufwerten. Künftig soll aus 
der vollschulischen Ausbildung eine 
echte duale Ausbildung werden. 
Dadurch machen wir sie nicht nur 
gebührenfrei, sondern schaffen 
zudem eine Ausbildungsvergütung! 
Ein Anreiz, der dazu führen wird, 
dass auch Männer diese Berufe 

Gesundheit und Pflege auf hohem 
Niveau: … Wir wollen noch mehr 
Menschen für eine Tätigkeit im 
Gesundheitswesen gewinnen. Es gilt 
nun sowohl in unseren 
Krankenhäusern als auch der 
Altenpflege die Arbeitsbedingungen 
unserer Pflegekräfte weiter zu 
verbessern. … Wir werden das 

Wir wollen das Schulgeld für die 
Ausbildung in den Heilberufen 
abschaffen, so wie es in den 
Pflegeberufen bereits beschlossen 
wurde. (S. 19) 

Strukturelle Ungleichgewichte von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt, die zur 
Entgeltlücke wesentlich beitragen, 
wollen wir gezielt abbauen. Dazu 
wollen wir u. a. finanzielle 
Ausbildungshürden bei Sozial- und 
Pflegeberufen abbauen und streben 
Ausbildungsvergütungen an. (S. 24) 
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verstärkt ergreifen. Für die 
Gesundheitsfachberufe schaffen wir 
einen bundeseinheitlichen Rahmen. 
Um der Zersplitterung der 
arbeitsrechtlichen Vereinbarungen 
und der Tarifabschlüsse zu begegnen, 
ist ein allgemeinverbindlicher 
Branchentarifvertrag Soziales 
notwendig. (S. 18) 

Wir wollen gemeinsam mit den 
Tarifpartnern die sozialen Berufe 
aufwerten, in denen vor allem 
Frauen arbeiten. Dazu zählen die 
Berufsfelder Gesundheit, Pflege, 
Betreuung und frühkindliche Bildung. 
Wir wollen die verschulten Berufe 
möglichst bald in das duale System 
mit Ausbildungsvergütung und 
Schulgeldfreiheit beziehungsweise in 
duale Studiengänge überführen. (S. 
63) 

Schulgeld für die Ausbildung der 
Physiotherapeuten, Ergotherapeuten 
und Logopäden und den weiteren 
Heilberufen abschaffen. (S. 40) 

Wir wollen die Aus- und 
Weiterbildung in Sozial- und 
Pflegeberufen attraktiver machen 
und mehr junge Menschen für dieses 
Berufsbild gewinnen, um Fachkräfte 
zu sichern. Deshalb werden wir auch 
hier finanzielle Ausbildungshürden 
abbauen und 
Ausbildungsvergütungen anstreben. 
(S. 31) 

Wir wollen die Bezahlung in der 
Altenpflege nach Tarif stärken. 
Gemeinsam mit den Tarifpartnern 
wollen wir dafür sorgen, dass 
Tarifverträge in der Altenpflege 
flächendeckend zur Anwendung 
kommen. Wir wollen angemessene 
Löhne und gute Arbeitsbedingungen 
in der Altenpflege. Dafür schaffen wir 
die gesetzlichen Voraussetzungen. (S. 
95-96).  

Wir werden die Ausbildung der 
Gesundheitsfachberufe im Rahmen 
eines Gesamtkonzeptes neu ordnen 
und stärken. Wir wollen das 
Schulgeld für die Ausbildung in den 
Gesundheitsfachberufen abschaffen, 
so wie es in den Pflegeberufen 
bereits beschlossen wurde. Wir 
werden die Hebammenausbildung 
nach den EU-Vorgaben als 
akademischen Beruf umsetzen. (S. 

100).  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Ehegatten-
splitting 

Familientarif mit Kinderbonus: 
Abschaffung Splitting für neue Ehen, 
Familientarif mit 20.000 € 
Übertragungsbetrag pro Paar und 
zusätzl. 300 € jährl. Steuerabzug pro 
Kind 

Keine Aussage [Grüne: Abschaffung 
Ehegattensplitting für Neu-Ehen] 

[FDP, Grüne: Auswirkungen des 
aktuellen Steuerrechts auf die 
ökonomische Ungleichheit zwischen 
Männern und Frauen wollen wir 
reduzieren. Bei Erwerbstätigkeit 
beider Partner erhalten beide die 
Steuerklasse IV und können auf 
Antrag das Faktorverfahren wählen. 
Einseitige Modelle, wie die 
Steuerklasse V, wollen wir 
abschaffen. Die Steuerklasse III bleibt 
erhalten.] 

[Union: Beibehaltung 
Ehegattensplitting] 

[CSU: keine Änderung des 
Steuersystems] 

Wir wollen eine gerechte Verteilung 
der Steuerlast bei Ehegatten. Wir 
wollen Ehegatten über das 
Faktorverfahren besser informieren 
und die Akzeptanz stärken. Personen 
mit Steuerklassenkombination III/V 
sollen in den Steuerbescheiden 
regelmäßig über das Faktorverfahren 
informiert und auf die Möglichkeit 
des Wechsels zur 
Steuerklassenkombination IV/IV mit 
Faktor hingewiesen werden. (S. 68)  

Das Kindergeld als bewährte und 
wirksame familienpolitische Leistung 
werden wir in dieser 
Legislaturperiode pro Kind um 25 
Euro pro Monat erhöhen – in zwei 
Teilschritten (zum 1. Juli 2019 um 
zehn Euro, zum 1. Januar 2021 um 
weitere 15 Euro). Gleichzeitig steigt 
der steuerliche Kinderfreibetrag 
entsprechend. (S. 18) 

Abbau 
Minijobs 

Geringfügige Beschäftigung wollen 
wir abbauen, den Missbrauch 
bekämpfen und Beschäftigten den 
Weg aus Minijobs in 
sozialversicherungspflichtige Arbeit 
öffnen. (S. 15) 

Wir wollen mehr Frauen ermöglichen 
sozialversicherungspflichtig zu 
arbeiten. (S. 12) 

Keine Aussage Keine Aussage 

Gleichstellung
spolitik als 
Querschnittsa
ufgabe/ 
Gender 

Die Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist eine Aufgabe für die 
gesamte Gesellschaft. Sie ist eine 
Querschnittsaufgabe, die alle 
Bereichen durchziehen muss: 

Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen noch vorhandene 
strukturelle Hemmnisse abbauen und 
werden dazu eine 
ressortübergreifende 
Gleichstellungsstrategie entwickeln 
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Budgeting Familienpolitik, Arbeitsmarktpolitik, 
Sozialpolitik, Bildungs- und 
Rechtspolitik – aber auch Haushalts- 
und Finanzpolitik. Dies schließt eine 
geschlechtergerechte 
Haushaltssteuerung mit ein. (S. 63) 

und mit einem Aktionsplan 
umsetzen. (S. 24) 

Aktionsplan 
Gleichstellung 
(inkl. 
Transferstelle) 

In einem Aktionsplan Gleichstellung 
werden wir alle 
gleichstellungspolitischen 
Maßnahmen bündeln, um die 
Gleichstellung von Frauen und 
Männern zu verwirklichen. Wir 
werden systematisch beobachten, 
messen und überwachen, ob die 
Ziele des Aktionsplans eingehalten 
werden (Monitoring). Um die 
Gleichstellungspolitik fortlaufend zu 
unterstützen, werden wir eine Stelle 
einrichten, die berät und Service 
anbietet. Und die dazu beiträgt, 
Ergebnisse für die breite 
Öffentlichkeit aufzubereiten 
(Beratungs-, Service- und 
Transferstelle). Wir wollen, dass 
Frauen und Männer im Berufsleben 
gleichgestellt sind. (S. 63) 

Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen noch vorhandene 
strukturelle Hemmnisse abbauen und 
werden dazu eine 
ressortübergreifende 
Gleichstellungsstrategie entwickeln 
und mit einem Aktionsplan 
umsetzen. (S. 24) 

Wir wollen eine Bundesstiftung 
gründen, die sich wissenschaftlich 
fundiert insbesondere Fragen der 
gerechten Partizipation von Frauen in 
Gesellschaft, Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft widmet. (S. 25) 

Rollenstereoty
pe 
aufbrechen/ 
mehr Frauen 
in MINT-
Berufe 

Wir motivieren junge Menschen, 
Berufe zu ergreifen, die nicht den 
hergebrachten Geschlechterklischees 
entsprechen. Es ist für alle ein 
Gewinn, wenn sich mehr Frauen für 
MINT-Berufe (Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften und 
Technik) oder einen Handwerksberuf 

Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen die MINT-Bildung stärken, 
beginnend mit der Elementarbildung 
über die Initiative „Haus der Kleinen 
Forscher“. Die Potentiale von 
Mädchen und Frauen wollen wir 
besonders fördern. (S. 29) 
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entscheiden und mehr Männer in 
den Sozial- und Erziehungsberufen 
arbeiten. Dazu fördern wir 
frühzeitige Informationen in den 
Schulen sowie eine Berufs- und 
Studienberatung, die Mädchen und 
Jungen die Vielfalt der Berufe und 
ihre Zukunftsperspektiven aufzeigt. 
(S. 64) 

Geschlechter-
gerechtigkeit 
in Kunst und 
Kultur/ 
Kulturförderu
ng 

Wir wollen die 
Geschlechtergerechtigkeit in Kunst 
und Kultur weiter ausbauen: Mehr 
Frauen sollen 
Führungsverantwortung in 
Kultureinrichtungen übernehmen 
und künstlerische Leistungen 
geschlechterunabhängig honoriert 
werden. Die Besetzung von Jurys, 
Gremien, etc. muss quotiert erfolgen, 
damit das künstlerische Schaffen von 
Frauen angemessen einbezogen 
werden kann. (S. 70) 

Die Leistungen der Frauen für unser 
kulturelles Erbe wollen wir sichtbarer 
machen und in die Kulturförderung 
des Bundes aufnehmen sowie diese 
an mehr Geschlechtergerechtigkeit 
ausrichten. (S. 71) 

Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen Gleichstellung und 
Geschlechtergerechtigkeit in Kunst, 
Kultur und Medien weiter ausbauen: 
Mehr Frauen müssen 
Führungsverantwortung in Kultur- 
und Medieneinrichtungen 
übernehmen und künstlerische 
Leistungen geschlechterunabhängig 
honoriert werden. Die Besetzung von 
z. B. Jurys, Gremien hat 
ausgewogener zu erfolgen, damit das 
künstlerische Schaffen von Frauen 
wie Männern angemessen 
einbezogen werden kann. Wir 
beziehen bei Stipendienvergaben 
und Förderentscheidungen auch das 
Prinzip der Geschlechtergerechtigkeit 
ein. Wir wollen den mit dem 
„Runden Tisch Frauen in Kultur und 
Medien“ begonnenen Prozess zur 
Herstellung von 
Geschlechtergerechtigkeit sowie der 
Verbesserung gleicher Chancen für 
Frauen und Männer fortführen. Wir 
unterstützen Maßnahmen für ein 
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diskriminierungs- und gewaltfreies 
Arbeitsumfeld für Künstlerinnen und 
Künstler. (S. 165) 

Frauen in der 
Wissenschaft 

Junge Talente sollen ihren Weg in der 
Wissenschaft gehen können. Deshalb 
wollen wir den Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen Anreize für 
verlässliche Karrierewege geben. 
Unser Ziel ist es, Befristungen 
deutlich zu verringern, Gleichstellung 
in der Wissenschaft zu verankern und 
Diskriminierungen 
entgegenzuwirken. 

Wir setzen uns für einen Frauenanteil 
von mindestens 40 Prozent in 
Führungspositionen in der 
Wissenschaft ein. Deshalb wollen wir 
eine verbindliche Quote für alle 
direkt personalwirksamen 
Maßnahmen des Bundes. (S. 13) 

Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen dazu beitragen, dass 
Frauen vermehrt Führungspositionen 
in Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen 
übernehmen. Orientiert am 
Kaskadenmodell müssen 
Wissenschaftseinrichtungen auf eine 
Steigerung des Frauenanteils 
verpflichtet werden. Wir werden als 
Kriterium für die Förderung von 
Wissenschafts- und 
Forschungseinrichtungen die Vorlage 
von Gleichstellungs- und 
Personalentwicklungskonzepten mit 
verbindlichen Zielgrößen zur 
Erhöhung des Frauenanteils sowie 
die Einhaltung von 
Gleichstellungsstandards einführen. 
Einen wichtigen Beitrag wird das 
erneuerte Professorinnenprogramm 
leisten. Daneben liefert insbesondere 
die Geschlechterforschung wichtige 
wissenschaftliche Erkenntnisse über 
Ursachen und Mechanismen, die die 
Gleichstellung behindern. (S. 34) 

Den Pakt für Forschung und 
Innovation (PFI) setzen wir ab dem 
Jahr 2021 mit einem jährlichen 
Aufwuchs von mindestens drei 
Prozent auf Basis der bewährten 
Bund-Länder-Schlüssel fort. Ziele und 
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Instrumente des PFI, insbesondere 
zum Transfer, zur Gleichstellung, zur 
Nachwuchsförderung und zur 
Kooperation mit Hochschulen, wollen 
wir weiterentwickeln und über die 
Fortschritte jährlich berichten. (S. 36) 

Parität in den 
Parlamenten 

Wir wollen, dass Frauen und Männer 
auch in Parlamenten auf allen 
Ebenen gleichberechtigt beteiligt 
sind. Wir werden verstärkt Frauen 
ansprechen und für politische 
Beteiligung gewinnen. (S. 64) 

Keine Aussage Keine Aussage Auch nach 100 Jahren 
Frauenwahlrecht gibt es noch keine 
gleichberechtigte politische Teilhabe 
von Frauen. Aktuell ist der Anteil von 
Frauen im Deutschen Bundestag 
zurückgegangen. Wir wollen, dass 
Frauen und Männer auch in 
Parlamenten auf allen Ebenen 
gleichberechtigt beteiligt sind und 
deshalb verstärkt Frauen für die 
politische Beteiligung gewinnen. Um 
eine höhere Repräsentanz von 
Frauen in der Politik zu erreichen und 
mehr Frauen den Weg in die Politik 
zu ebnen, werden wir bewährte 
politische Programme – wie das 
Helene-Weber-Kolleg und den 
Helene-Weber-Preis – verstetigen. 
Wir wollen eine Bundesstiftung 
gründen, die sich wissenschaftlich 
fundiert insbesondere Fragen der 
gerechten Partizipation von Frauen in 
Gesellschaft, Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft widmet. (S. 25) 

Gleich-
stellungs-
gesetz für die 
Privat-

Mit einem Gleichstellungsgesetz 
wollen wir die Berufs-und 
Aufstiegschancen von Frauen in der 
Privatwirtschaft verbessern. Das ist 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage 
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wirtschaft auch im Interesse der Unternehmen, 
die auf Kompetenz und Vielfalt in 
den Führungsebenen angewiesen 
sind. (S. 64) 

Aufarbeitung 
Frauen-
bewegung/ 
Frauenarchive 

Wir wollen die wissenschaftliche 
Aufarbeitung der Frauenbewegung 
unter Einbeziehung der 
Frauenarchive weiter vorantreiben, 
ihre Bestände digital sichern und sie 
der Öffentlichkeit zugänglich 
machen. (S. 64) 

Keine Aussage Keine Aussage Im Deutschen Digitalen Frauenarchiv 
wird derzeit die Geschichte der 
deutschen Frauenbewegung 
digitalisiert und verfügbar gemacht. 
Dies wollen wir verlässlich absichern. 
(S. 25) 

Anti-
diskriminierun
g/ AGG/ 
Anonymisierte 
Bewerbungsv
erfahren 

Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist 
vor elf Jahren in Kraft getreten. Wir 
werden es weiterentwickeln. Hierfür 
stärken wir die 
Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes und weiten den 
Anwendungsbereich des AGG auf 
staatliches Handeln aus. Zudem 
wollen wir ein Verbandsklagerecht 
im AGG verankern. (S. 65) 

Bei Bewerbungen kommt es zu 
unbewussten Diskriminierungen, 
etwa aufgrund des Geschlechts, 
Aussehens, Alters oder eines 
Migrationshintergrundes. 
Anonymisierte Bewerbungen sind ein 
Weg, um Fairness im 
Bewerbungsverfahren herzustellen. 
(S. 65) 

Keine Aussage Keine Aussage Wir verurteilen Rassismus und 
Diskriminierung in jeder Form. Die 
Arbeit der Antidiskriminierungsstelle 
wird fortgesetzt. Entsprechende 
Aktionspläne werden wir fortführen 
und weiterentwickeln. (S. 119) 

Geschlecht-
liche Vielfalt/ 

Vielfältige Lebensrealitäten 
anerkennen:  

Wir respektieren die 
unterschiedlichen Formen des 

Keine Aussage Wir respektieren geschlechtliche 
Vielfalt. Alle Menschen sollen 
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sexuelle 
Identität 

Menschen sollen unabhängig von 
ihrer sexuellen Identität frei und 
sicher leben können – mit gleichen 
Rechten und Pflichten. Die 
Gleichheitsrechte in Artikel 3 Abs. 3 
Grundgesetz müssen um die sexuelle 
Identität erweitert werden. 
Initiativen gegen Homo-, Bi-, Inter- 
und Transphobie werden wir 
verstärken. Wir werden die Lage von 
trans- und intergeschlechtlichen 
Menschen verbessern und 
gewährleisten, dass sie selbst über 
ihr Leben bestimmen können. Das 
betrifft medizinische, 
gesundheitliche, soziale und 
rechtliche Aspekte. Wir werden 
daher das Transsexuellengesetz und 
weitere Gesetze reformieren. (S. 84) 

Zusammenlebens. Menschen sollen 
selbst entscheiden, wie sie ihr 
Zusammenleben gestalten und ihren 
Alltag organisieren. 

Verantwortung wird auch in anderen 
Formen des Zusammenlebens, die 
auf Dauer angelegt sind, 
übernommen und gelebt: Zum 
Beispiel durch (…) die bestehenden 
eingetragenen 
Lebenspartnerschaften. (S 25) 

unabhängig von ihrer sexuellen 
Identität frei und sicher leben 
können – mit gleichen Rechten und 
Pflichten. Homosexuellen- und 
Transfeindlichkeit verurteilen wir und 
wirken jeder Diskriminierung 
entgegen. Wir werden die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts 
hierzu umsetzen. Wir werden 
gesetzlich klarstellen, dass 
geschlechtsangleichende 
medizinische Eingriffe an Kindern nur 
in unaufschiebbaren Fällen und zur 
Abwendung von Lebensgefahr 
zulässig sind. (S. 21) 

Gleichstellung
spolitik für 
Jungen und 
Männer  

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Zeitgemäße Gleichstellungspolitik 
nimmt auch Jungen und Männer in 
den Blick. Auch sie müssen sich auf 
gesellschaftliche Entwicklungen und 
neue Anforderungen einstellen. Dies 
wollen wir politisch unterstützen. (S 
25) 

Sexismus Tagtäglich werden wir mit 
überkommenen Rollenbildern, mit 
Sexismus in Sprache, Medien und 
Werbung konfrontiert. Wir werden 
dem Sexismus den Kampf ansagen. 
Deshalb wollen wir sicherstellen, 
dass der Werberat konsequent gegen 
Sexismus vorgeht, und die bisherigen 

Keine Aussage Keine Aussage Sexismus begegnet uns täglich und 
überall – in Medien und Kultur, in der 
Werbung, am Arbeitsplatz und in der 
Politik. Sexismus würdigt Menschen 
aufgrund ihres Geschlechts herab. In 
einer offenen, modernen und 
gleichberechtigten Gesellschaft hat 
Sexismus keinen Platz. Wir wollen 
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Instrumente evaluieren. Wenn 
notwendig, werden wir gesetzliche 
Maßnahmen ergreifen. (S. 65) 

Sexismus bekämpfen, Maßnahmen 
dagegen entwickeln und erfolgreiche 
Projekte fortführen. (S. 25) 

Bessere 
Vereinbarkeit 
von Familie 
und Beruf/ 
Ausbau 
Kita/Ganztags
- und 
Randzeitenbet
reuung (auch 
im 
Grundschulbe
reich)/ 
Rechtsanspruc
h auf 
Ganztagsbetre
uung im 
Grundschulalt
er 

Wir sorgen für ein ausreichendes 
Angebot an Krippen, Kitas, 
Kindertagespflege, Horten und 
Ganztagsschulen. Die Kita-Gebühren 
schaffen wir schrittweise ab und 
entlasten damit alle Familien, die 
jetzt noch für die Betreuung zahlen 
müssen. 

Außerdem werden wir in Bildung und 
Betreuung am Nachmittag 
investieren und einen 
Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung von Kita- und 
Grundschulkindern einführen – mit 
finanzieller Beteiligung des Bundes. 
Ziel muss es dabei sein, die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
auch durch bedarfsgerechte 
Betreuungsangebote zu anderen 
Tageszeiten als bisher zu verbessern. 
Mit einem bundesweiten Gesetz 
werden wir die Qualität von Kitas mit 
Unterstützung des Bundes steigern. 
Wir brauchen besser ausgestattete 
Kitas und eine gesunde Ernährung. 
Mit zusätzlichen Erzieherinnen und 
Erziehern können die Kinder in den 
Gruppen besser betreut werden. 
Dafür wollen wir den Beruf 
aufwerten und die Ausbildung 
verbessern. Wir werden dies mit 

Wir werden deshalb in der 
kommenden Wahlperiode auch 
einen Rechtsanspruch auf Betreuung 
im Grundschulalter einführen: So 
wird Betreuung auch in dieser 
wichtigen Lebensphase 
sichergestellt. Dabei werden wir auf 
Flexibilität achten, bedarfsgerecht 
vorgehen und die Vielfalt der 
bestehenden 
Betreuungsmöglichkeiten, wie zum 
Beispiel Kinderhorte, erhalten. Durch 
den neuen Rechtsanspruch helfen 
wir jungen Familien, Arbeit und 
Familie besser miteinander zu 
verbinden. Wir wollen auch Anreize 
für mehr Engagement aufseiten der 
Unternehmer setzen. Die 
Steuerbefreiung für Zuschüsse der 
Arbeitgeber für Betreuungskosten 
961 werden wir bis zum Ende der 
Grundschule ausweiten.  

Parallel zur Erhöhung der Zahl der 
Betreuungsplätze werden wir dafür 
sorgen, dass die Qualität von Bildung 
und Betreuung weiter ausgebaut 
wird. Eine Schlüsselrolle kommt 
dabei der Ausstattung von 
Kindertages- und 
Betreuungseinrichtungen mit 
ausreichend und gut ausgebildetem 

Damit Mütter und Väter Familie und 
Beruf besser vereinbaren können, 
wollen wir bedarfsgerecht flexible, 
qualitativ hochwertige Bildungs- und 
Betreuungsangebote in Krippen und 
Kitas und für Grundschulkinder 
fördern.  

 

Der Bund wird sich weiterhin an der 
Finanzierung zusätzlicher Krippen- 
und Kita-Plätze wie auch der 
Tagespflege und an Maßnahmen zur 
Verbesserung der Qualität beteiligen. 
Für den bedarfsgerechten Ausbau 
der Betreuungsangebote soll der 
bisherige Haushaltsansatz 
(„Sondervermögen 
Kinderbetreuungsausbau“) 
weitergeführt bzw. bedarfsgerecht 
erhöht werden. [CSU: Wir stehen für 
die Wahlfreiheit der Eltern im 
Hinblick auf Erziehung und 
Betreuung ihrer Kinder. Daher stellt 
der Bund daneben den Ländern die 
Mittel aus dem früheren 
Betreuungsgeld 
(Betreuungsgeldmilliarde) über 2018 
unbefristet zur Verfügung.] Die 
Qualität in den 
Kindertageseinrichtungen soll durch 
die Umsetzung des Beschlusses der 

Wir werden einen Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbetreuung im 
Grundschulalter schaffen. Dabei 
werden wir auf Flexibilität achten, 
bedarfsgerecht vorgehen und die 
Vielfalt der in den Ländern und 
Kommunen bestehenden 
Betreuungsmöglichkeiten der Kinder- 
und Jugendhilfe und die schulischen 
Angebote berücksichtigen. Für die 
Ausgestaltung wollen wir das 
Sozialgesetzbuch VIII nutzen. Um 
diesen Rechtsanspruch bis 2025 zu 
verwirklichen, bedarf es konkreter 
rechtlicher, finanzieller und zeitlicher 
Umsetzungsschritte, die wir in einer 
Vereinbarung von Bund und Ländern 
unter Einbeziehung der kommunalen 
Spitzenverbände festlegen werden. 
Dabei wird der Bund sicherstellen, 
dass insbesondere der laufenden 
Kostenbelastung der Kommunen 
Rechnung getragen wird. (S. 20) 

Wir werden ganztägige Bildungs- und 
Betreuungsangebote für alle 
Schülerinnen und Schüler im 
Grundschulalter ermöglichen. Wir 
werden deshalb einen 
Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung für alle Kinder im 
Grundschulalter schaffen. (S. 28) 
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einer Fachkräfteoffensive 
unterstützen. Zusätzlich wollen wir 
die Kindertagespflegeweiter 
professionalisieren und aufwerten. 
(S. 6) 

Wir werden gemeinsam mit den 
Ländern den flächendeckenden 
Ausbau guter Ganztagsangebote 
vorantreiben. Unser Ziel: ein 
Rechtsanspruch auf ganztägige 
Bildung und Betreuung. (S. 8) 

(…) unterstützen wir haushaltsnahe 
Dienstleistungen – legal, für alle 
zugänglich und bezahlbar. (S. 9) 

Personal zu. (S. 28) 

Durch einen neuen Rechtsanspruch 
auf eine bedarfsgerechte Betreuung 
im Grundschulalter schaffen wir eine 
entscheidende Voraussetzung dafür, 
dass dieser wichtige 
Bildungsabschnitt für möglichst viele 
Kinder erfolgreich verläuft – auch für 
diejenigen aus bildungsferneren 
Schichten. (S. 36) 

JFMK vom Mai 2017 verbessert 
werden.  

[Wir wollen einen Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder. Vorbehaltlich der 
Einigung über den Umsetzungsweg 
(z.B. Wegfall Kooperationsverbot)] 

(S. 13) 

Um die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu fördern und mehr 
Menschen die Ausbildung zu 
ermöglichen, wollen wir eine 
Initiative zur stärkeren Nutzung der 
Teilzeitausbildung starten. (S. 31) 

Wir verbessern die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf von 
erwerbstätigen Eltern, 
Alleinerziehenden, älteren Menschen 
und pflegenden Angehörigen durch 
Zuschüsse für die Inanspruchnahme 
von haushaltsnahen 
Dienstleistungen. Gleichzeitig 
fördern wir damit legale, 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung, insbesondere von 
Frauen. (S. 25) 

Ver-
besserungen 
im SGB II 

Wir werden die Benachteiligung von 
Kindern armer Eltern beseitigen und 
ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe 
ermöglichen. Dabei werden wir vor 
allem auch die besondere 
Lebenssituation von Kindern 
berücksichtigen, die mit einem 
Elternteil aufwachsen. (S. 6) 

 

Keine Aussage Auch die Bedarfe für Bildung und 
Teilhabe sollen verbessert werden: 
Das Schulstarterpaket soll erhöht 
werden und der Eigenanteil zur 
gemeinschaftlichen 
Mittagsverpflegung in Kitas und 
Schulen soll entfallen. (S. 12) 

Auch die Leistungen für Bildung und 
Teilhabe werden wir verbessern, 
Hemmnisse der Inanspruchnahme 
beseitigen, die Wirkung prüfen und 
gezielt erhöhen. Leistungen sollen 
künftig möglichst pauschal 
abgerechnet werden. Dort wo es 
möglich ist, wollen wir Einzelanträge 
reduzieren und z. B. Schulen 
ermöglichen, gesammelte Anträge 
für die berechtigten Kinder 
diskriminierungsfrei zu stellen. Unter 
anderem soll hierzu das 
Schulstarterpaket aufgestockt 
werden. Die Eigenanteile zur 
gemeinschaftlichen 
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Mittagsverpflegung in Kitas und 
Schulen und für Schülerbeförderung 
entfallen. Im Rahmen des 
bestehenden Teilhabepaketes soll 
allgemeine Lernförderung auch dann 
möglich sein, wenn die Versetzung 
nicht unmittelbar gefährdet ist. (S. 
19) 

Wahl-
arbeitszeit 

Wir wollen daher, in enger 
Abstimmung mit Gewerkschaften 
und Unternehmen, ein 
Wahlarbeitszeitgesetz auf den Weg 
bringen, in dem Rechtsansprüche der 
Beschäftigten, finanzielle 
Unterstützung in bestimmten 
Lebensphasen und Anreize für die 
Aushandlung betrieblicher 
Wahlarbeitskonzepte miteinander 
verzahnt sind. (S. 16) 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage 

Familien-
arbeitszeit 

Als ersten Schritt haben wir bereits 
das ElterngeldPlus eingeführt, das es 
Eltern ganz kleiner Kinder leichter 
macht, Elternzeit und Teilzeitarbeit 
miteinander zu verbinden. In einem 
nächsten Schritt werden wir eine 
Familienarbeitszeit einführen. Wenn 
beide Eltern ihre Arbeitszeit 
partnerschaftlich aufteilen, erhalten 
sie das Familiengeld. Es beträgt 
jeweils 150 Euro monatlich für beide 
Eltern, wenn sie jeweils 75 % bis 90 % 
der jeweiligen regulären Vollzeit 
arbeiten (das entspricht je nach 
betrieblicher bzw. tarifvertraglich 

Gemeinsam mit den Tarifpartnern 
werden wir flexible Modelle 
entwickeln, die es Familien 
ermöglichen, gemeinsam mehr Zeit 
miteinander zu verbringen. Wir 
werden prüfen, ob im Rahmen von 
Familien- und 
Lebensarbeitszeitkonten mehr 
Spielraum für Familienzeit geschaffen 
werden kann. (S. 27) 

Wir wollen, dass Familien mehr Zeit 
füreinander haben und insbesondere 
Beruf und Pflege miteinander 
vereinbar sind. Im Sinne von 
Wahlfreiheit wollen wir Eltern darin 
unterstützen, ihrem Wunsch nach 
einer partnerschaftlichen Aufteilung 
von Erwerbs- und Familienarbeit 
entsprechen zu können. Das Thema 
Lebensarbeitszeitkonten, 
Familienzeitkonten und KinderZeit 
Plus wird im Rahmen eventueller 
Koalitionsverhandlungen näher 
beraten. (S. 14) 

Wir wollen einen Rahmen schaffen, 
in dem Unternehmen, Beschäftigte 
und die Tarifpartner den vielfältigen 
Wünschen und Anforderungen in der 
Arbeitszeitgestaltung gerecht werden 
können. Wir wollen Familien in ihrem 
Anliegen unterstützen, mehr Zeit 
füreinander zu haben und die 
Partnerschaftlichkeit zu stärken. Wir 
werden dazu Modelle entwickeln, 
mit denen mehr Spielraum für 
Familienzeit geschaffen werden 
kann. (S. 52) 



Seite 20 von 27 

Thema SPD-Regierungsprogramm CDU-Regierungsprogramm Jamaika-Sondierungspapier KoaV 

geltender Vollzeit 26 bis 36 
Wochenstunden). Und es wird bis zu 
24 Monate gezahlt. Gerade Familien 
mit kleinen Einkommen sollen sich 
eine gerechte Aufteilung von Familie 
und Beruf leisten können. Natürlich 
werden auch Allein- oder getrennt 
Erziehende sowie 
Regenbogenfamilien das 
Familiengeld erhalten. (S.  

Arbeitslose 
Frauen 

Männer und Frauen, die ihren Job 
verloren haben, sollen schnell wieder 
gute Arbeit finden. Wir werden die 
Menschen durch bessere 
Weiterbildungsmöglichkeiten 
unterstützen. (S. 12) 

Wir wollen Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit finanzieren und 
werden deshalb öffentlich geförderte 
Beschäftigung ausbauen und einen 
dauerhaften, sozialen Arbeitsmarkt 
schaffen.  

Das Bundesprogramm „Soziale 
Teilhabe“ werden wir als 
Regelleistung in das Sozialgesetzbuch 
II übernehmen. Mit dem sozialen 
Arbeitsmarkt schaffen wir neue 
Perspektiven für Langzeitarbeitslose, 
die auf absehbare Zeit keine 
realistischen Chancen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt haben. Das ist auch von 
hoher Bedeutung für Regionen, die in 
besonderem Maße von 
Langzeitarbeitslosigkeit betroffen 

Keine Aussage Keine Aussage Die Teilhabe am Arbeitsmarkt erfolgt 
dabei sowohl auf dem ersten 
Arbeitsmarkt als auch auf dem 
sozialen Arbeitsmarkt z. B. durch 
Lohnkostenzuschüsse. (…) Bei den 
sozialversicherungspflichtig 
bezuschussten Arbeitsverhältnissen 
im sozialen Arbeitsmarkt orientiert 
sich der Zuschuss am Mindestlohn. 
Dazu schaffen wir u.a. ein neues 
unbürokratisches Regelinstrument im 
Sozialgesetzbuch II „Teilhabe am 
Arbeitsmarkt für alle“. Wir stellen 
uns eine Beteiligung von bis zu 
150.000 Menschen vor. (…) 

Wir werden die 
Anspruchsvoraussetzung für die 
Förderung der beruflichen 
Weiterbildung im § 81 
Sozialgesetzbuch III im Sinne von 
Erweiterungsqualifizierungen 
anpassen. Dabei muss sich die 
Weiterbildung an den Bedarfen der 
Beschäftigten und Arbeitslosen, der 
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sind. (S. 19) 

Auch für Langzeitarbeitslose, die 
wegen der Anrechnung von 
Partnereinkommen bisher keinen 
Anspruch auf aktivierende 
Leistungen nach dem SGB II haben, 
werden wir in Zukunft 
Weiterbildungsangebote machen. (S. 
19-20) 

Wirtschaft und des regionalen 
Arbeitsmarktes orientieren. Dazu 
wollen wir die bestehenden 
Instrumente evaluieren. (S. 50-51) 

Selbstständige 
Frauen 

Unser Ziel ist es, Frauen dabei zu 
unterstützen, öfter Unternehmen zu 
gründen. Die Förderung von 
Existenzgründerinnen und 
selbstständigen Frauen bringt mehr 
wirtschaftliches Wachstum, eine 
Steigerung der Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit sowie mehr 
Chancengleichheit und Gleichstellung 
im Erwerbsleben. Deshalb wollen wir 
mehr Frauen als Gründerinnen 
fördern, unter anderem durch einen 
besseren Zugang zu 
Gründungskapital und eine auf ihre 
Bedürfnisse angepasste Beratung 
und Unterstützung. (S. 24) 

Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen vor allem auch Frauen 
den Weg in die Selbstständigkeit 
erleichtern. 
Unterstützungsmaßnahmen für 
Gründerinnen und 
Unternehmerinnen wollen wir 
weiterentwickeln und ausbauen 
sowie erfolgreiche Gründerinnen und 
Unternehmerinnen in ihrer 
Vorbildfunktion stärken. (S. 63) 

Familie und Unternehmensgründung 
sollen in Zukunft besser vereinbar 
sein. Um Gründungen aus der 
Beschäftigung zu erleichtern, prüfen 
wir die Einführung einer Gründerzeit 
ähnlich der Familienpflegezeit. Eltern 
in der unternehmerischen 
Gründungsphase wollen wir 
unterstützen, z. B. mit der 
Möglichkeit der Inanspruchnahme 
von Zuschüssen für haushaltsnahe 
Dienstleistungen. Wir wollen, dass 
mehr Frauen Gründerinnen werden 
und entwickeln dafür 
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Unterstützungsinstrumente. (S. 42) 

Kostenloser 
Zugang zu 
Verhütungsmi
tteln für 
Frauen mit 
geringem 
Einkommen 

Familienplanung darf nicht vom Geld 
abhängen. Deshalb werden wir aus 
Steuermitteln für Frauen mit 
niedrigem Einkommen den 
kostenlosen Zugang zu 
Verhütungsmitteln sicherstellen. (S. 
32) 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage 

 

Unterstützung 
bei 
ungewollter 
Kinderlosig-
keit 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen ungewollt kinderlose 
Paare besser unterstützen und dazu 
die Maßnahmen der Bundesinitiative 
„Hilfe und Unterstützung bei 
ungewollter Kinderlosigkeit“ unter 
Beibehaltung der bestehenden 
Förderkriterien fortführen. Wir 
wollen die Zuschüsse für Paare aus 
der Bundesinitiative in ganz 
Deutschland unabhängig davon 
gewähren, ob das jeweilige 
Bundesland sich an dem Programm 
beteiligt. (S. 20) 

Solidarrente/ 
Grundrente 

Wer 35 Jahre oder länger Beiträge 
gezahlt hat und/oder Zeiten für 
Kindererziehung und Pflege 
angerechnet bekommt, soll einen 
Anspruch auf eine gesetzliche 
Solidarrente haben, sofern keine 
ausreichende Anzahl an 
Entgeltpunkten und kein 
umfangreiches sonstiges Einkommen 
im Haushalt vorhanden ist. Mit der 
Solidarrente wollen wir ein 
Alterseinkommen für langjährig 

Keine Aussage Koalitions-Arbeitsgruppe (terminiert 
bis Ende 2018): Uns eint der Wille, 
dass jemand der länger gearbeitet 
hat, im Alter mehr haben soll als die 
Grundsicherung. Hierfür gibt es 
verschiedene Vorstellungen und 
Modelle (z.B. Ausweitung von 
Freibeträgen in der Grundsicherung, 
Rente nach Mindestentgeltpunkten, 
Modell einer Garantierente). 
Hierüber wird die Koalition bis Ende 
2018 entscheiden und in dieser 

Die Grundrente gilt für bestehende 
und zukünftige 
Grundsicherungsbezieher, die 35 
Jahre an Beitragszeiten oder Zeiten 
der Kindererziehung bzw. 
Pflegezeiten aufweisen. 
Voraussetzung für den Bezug der 
„Grundrente“ ist eine 
Bedürftigkeitsprüfung entsprechend 
der Grundsicherung. Die Abwicklung 
der „Grundrente“ erfolgt durch die 
Rentenversicherung. Bei der 
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Beschäftigte gewährleisten, das zehn 
Prozent über dem durchschnittlichen 
Grundsicherungsanspruch am 
Wohnort liegt. Regional 
unterschiedliche Wohnkosten 
werden so berücksichtigt. (S. 34) 

Wahlperiode umsetzen. (S. 18) Bedürftigkeitsprüfung arbeitet die 
Rentenversicherung mit den 
Grundsicherungsämtern zusammen. 
(S. 91-92) 

Mütterrente Keine Aussage Keine Aussage zur Weiterentwicklung 
– nur die Bilanz: 

In der Mütterrente haben wir einen 
weiteren Rentenpunkt für Kinder 
eingeführt, die vor 1992 geboren 
wurden. Dies bedeutet eine 
Rentensteigerung um rund 30 Euro je 
Kind für knapp 10 Millionen Mütter 
bundesweit. (S. 43) 

[Die Verbesserung der Mütterrente 
a) durch einen zusätzlichen 3. Punkt, 
b) durch die Nicht-Anrechnung der 
bestehenden Mütterrente auf die 
Grundsicherung. Die Frage der 
Steuerfinanzierung der Mütterrente.] 
(S. 17) 

Wir wollen die „Mütterrente II“ 
einführen. Das ist ein wichtiger 
Baustein zur Bekämpfung von 
Altersarmut. Diese Verbesserungen 
bei der Mütterrente durch einen 3. 
Entgeltpunkt pro Kind sollen für 
Mütter und Väter gelten, die drei 
und mehr Kinder erzogen haben. (S. 
92) 

Frauen im 
ländlichen 
Raum 

Unter Lebenswerte Städte und 
Dörfer: 

Dabei wollen wir ein besonderes 
Augenmerk auf die Bedürfnisse der 
Frauen im ländlichen Raum legen, 
vor allem in den Bereichen Mobilität, 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sowie gesundheitliche Versorgung. 
Damit werden wir die 
Chancengleichheit verbessern, 
insbesondere auch für junge Frauen. 
(S. 44) 

Keine Aussage Keine Aussage Wir wollen die Teilhabe von Frauen 
im ländlichen Raum befördern und 
sie wirtschaftlich stärken. Dabei 
wollen wir auch kleinere 
Familienbetriebe in den Blick 
nehmen. (S. 25) 

Geflüchtete 
Frauen/ 
Integration 

Uns ist eine geschlechtergerechte 
Unterbringung wichtig. 
Alleinreisende Frauen, Schwangere 
und Frauen mit Kindern wollen wir 
schützen.  

Keine Aussage Keine Aussage Für die Integration von Familien mit 
Migrationshintergrund sind Mütter 
entscheidend. Deshalb müssen wir 
einen Fokus auf ihre Integration in 
Gesellschaft und Erwerbstätigkeit 
legen. Wir wollen daher das 



Seite 24 von 27 

Thema SPD-Regierungsprogramm CDU-Regierungsprogramm Jamaika-Sondierungspapier KoaV 

Viele Frauen und Mädchen leiden in 
ihren Herkunftsländern unter 
sexualisierter Gewalt, Zwangsheirat 
oder Genitalverstümmelung. Deshalb 
wollen wir geschlechtsspezifische 
Asylgründe besser anerkennen. 

Anerkannte Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber wollen wir noch 
schneller integrieren. Wir werden die 
verpflichtenden und 
berufsqualifizierenden 
Sprachkursangebote ausbauen, 
genauso wie Bildungs-, Ausbildungs- 
und Arbeitsangebote. Wir erwarten, 
dass diese Angebote auch 
wahrgenommen werden. Wir wollen 
sicherstellen, dass insbesondere 
Frauen nicht durch fehlende 
Kinderbetreuung daran gehindert 
werden. (59) 

Wir wollen die Integrationskurse und 
die berufsbezogene Sprachförderung 
besser mit arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen wie der 
Berufsorientierung, der Ausbildung 
und der Beschäftigung in Betrieben 
verbinden. Wir wollen besonders 
auch Frauen und Mütter aus 
Einwanderungsfamilien erreichen. 
Denn sie sind entscheidend für die 
gelingende Integration der ganzen 
Familie. (S. 67) 

erfolgreiche Programm „Stark im 
Beruf“ fortsetzen. (S. 20) 

Bürgerschaftli
ches 

Für viele Menschen ist die 
Vereinbarkeit von Beruf, Familie und 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage 
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Engagement 
von Frauen 

bürgerschaftlichem Engagement 
jedoch schwierig. Wir wollen für alle 
Menschen Zeit schaffen, damit sie 
sich auch einbringen können. Es ist 
wichtig, dass Frauen im 
bürgerschaftlichen Engagement in 
allen Bereichen und auf allen Ebenen 
gleichberechtigt vertreten sind. (S. 
62) 

Europäische 
Gleichstellung
spolitik/ EU-
Gleichstellung
sstrategie 

Die EU war in den letzten 30 Jahren 
immer ein wichtiger Motor für die 
Gleichstellung von Frauen und 
Männern. Die europäische 
Gleichstellungspolitik hat mit ihren 
vielfältigen Aktivitäten, 
Maßnahmenplänen und Vorgaben 
den gleichstellungspolitischen 
Fortschritt in den Mitgliedstaaten 
mitbestimmt und angetrieben. 
Deshalb werden wir uns für die 
Fortsetzung der EU-
Gleichstellungsstrategie einsetzen. 
(S. 76) 

Keine Aussage Keine Aussage Deutschland wird im Rahmen der EU-
Ratspräsidentschaft und als Partner 
der Triopräsidentschaft die 
Gleichstellung von Frauen und 
Männern in der EU weiter 
vorantreiben und sichtbar machen. 
(S. 25) 

Frauen, 
Frieden, 
Sicherheit 
(UN-
Resolution 
1325)/ Frauen 
in Konflikten 

Vor 15 Jahren haben die Vereinten 
Nationen die Bedeutung von gleicher 
Teilhabe und die volle Einbeziehung 
von Frauen in alle Bestrebungen 
nach Frieden und Sicherheit 
festgelegt. Kein Land kann sich 
wirtschaftlich, politisch oder 
gesellschaftlich entwickeln, wenn die 
Hälfte der Bevölkerung kein 
Mitspracherecht hat. Frauen müssen 
bei Verhandlungen sowie bei der 

Keine Aussage Wir werden konkrete Maßnahmen 
ergreifen, um eine verstärkte 
Beteiligung von Frauen in der 
Krisenprävention, Konfliktbeseitigung 
und Friedenskonsolidierung zu 
finden. Wir setzen uns für den Schutz 
von Frauen und Mädchen vor Gewalt 
in bewaffneten Konflikten ein. (S. 53) 

Für uns sind die tatsächliche 

Gleichstellung von Frauen und 

Männern, Förderung der 

Familienfreundlichkeit, die 

Werteordnung des 

Grundgesetzes und die von uns 

ratifizierten internationalen 

Vereinbarungen eine 

Verpflichtung, die sich durch die 

gesamte Regierungsarbeit ziehen 
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Umsetzung von Friedensverträgen, 
Entwicklungsprogrammen und 
entsprechenden 
Unterstützungsmaßnahmen 
berücksichtigt werden. 
Friedensabkommen werden nur 
dann wirksam und nachhaltig sein, 
wenn Frauen aktiv beteiligt sind. (S. 
87-88) 

In Deutschland, auf europäischer 
Ebene und weltweit setzen wir uns 
dafür ein, dass die 
Menschenrechtsstandards umgesetzt 
und weiterentwickelt werden. Dazu 
gehören insbesondere (…) die 
Stärkung der Rechte von Frauen 
insbesondere in gewaltsamen 
Konflikten, der Schutz und die 
Stärkung von Kinderrechten, die 
Unterstützung des Internationalen 
Strafgerichtshofes, des 
Menschenrechtsrats der Vereinten 
Nationen und des Europarats wie 
auch die Weiterentwicklung und 
entschlossene Umsetzung des 
internationalen Völkerrechts. (S. 87) 

Wir wollen, dass Frauen vor sexueller 
und sexualisierter Gewalt in 
Konflikten besser geschützt werden 
und der zunehmende Einsatz dieser 
Art von Gewalt als strategisches 
Kriegsführungsinstrument deutlich 
geächtet und bestraft wird – auch 
international. (S. 88) 

muss. (S. 24) 

Die gleichberechtigte Mitwirkung von 
Frauen bei der Prävention und 
Beilegung von Konflikten wird eine 
wichtige Rolle spielen. (S. 25) 

Wir treten weiterhin konsequent ein 
für die Abschaffung der Todesstrafe 
und das Verbot von Folter, die 
Stärkung der Rechte von Frauen 
insbesondere in gewaltsamen 
Konflikten, den Schutz und die 
Stärkung von Kinderrechten, für 
Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sowie 
Gewerkschaftsrechte. Wir kämpfen 
gegen Menschenhandel, illegalen 
Organhandel sowie Ausgrenzung und 
Gewalt aufgrund sexueller 
Orientierung. (S. 155) 

Wir setzen den zweiten Nationalen 
Aktionsplan zur VN-Resolution 1325 
für eine gleichberechtigte 
Mitwirkung von Frauen in der 
Krisenprävention, 
Konfliktbewältigung und 
Friedenskonsolidierung um. (S. 156) 
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Agenda 2030 
und Frauen 

Die Gleichstellung von Frauen und 
Mädchen ist auch ein zentrales Ziel 
der Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung und zentrale 
Voraussetzung für nachhaltiges 
Wachstum und zukunftsfähige 
Gesellschaften. Wir werden dies zu 
einer Grundlage unserer 
Entwicklungszusammenarbeit 
machen. (S. 88) 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage 

Gesundheit 
als 
Menschenrec
ht 
insbesondere 
für Frauen 

Wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten stehen dafür, dass 
alle Menschen – unabhängig von 
ihrer finanziellen Lage, aber auch 
unabhängig davon wo sie leben – 
Zugang zu einer angemessenen 
Gesundheitsversorgung haben 
müssen. Gesundheit ist ein 
Menschenrecht, das endlich für alle 
gelten muss. (…) Weiterhin wichtig 
sind ein 
Basiskrankenversicherungsschutz als 
soziale Absicherung, bezahlbare 
Medikamente sowie ein 
diskriminierungsfreier Zugang, 
gerade auch für Frauen und Mütter, 
zu erreichbaren 
Gesundheitsdienstleistern. Wir 
werden zudem weltweit Initiativen 
und Programme zum Aufbau sozialer 
Grundsicherung unterstützen. (S. 88) 

Keine Aussage Keine Aussage Keine Aussage 

 


